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Astronomische Summen
China hat das größte Infrastrukturprojekt der Menschheit angestoßen. Deutsche 
Bourgeoisie ist uneins: Mitmachen und profitieren – oder bekämpfen? Von Sebastian Carlens

China ist Hoffnungsträger und 
Angstgegner gleichermaßen. 
Es kommt auf den Blickwin

kel an: Die Volksrepublik sei schuld 
an seinem Ruin, tönte jüngst der So
larworldPleitier Frank Asbeck. So
gar ausspioniert hätten die Chinesen 
ihn, um anschließend sein Geschäft 
mit Solarzellen durch Dumpingprei
se zu ruinieren.

Solange Asbeck auf der Subventio
nierungswelle für »regenerative Ener
gie« schwamm, konnte er gewinn
bringend produzieren. Jetzt sind die 
Zuschüsse ausgelaufen, und es zeigt 
sich: Streng kapitalistisch betrachtet 
handelte es sich um Marktverzerrung, 
die sich nun korrigiert. Prompt ist As
becks Firma insolvent; die Chinesen 
müssen schuld sein. Sie produzieren 
einfach billiger und effizienter. Das 
sagt Asbeck natürlich nicht.

Ganz anders sieht es aus, wenn es 
um Afrika geht. Da ist China umwor
bener Wunschpartner. Das asiatische 
Land sei »bereits der größte Investor 
von Infrastruktur auf dem afrikani
schen Kontinent. Von 2015 bis Ende 
des Jahres will die chinesische Füh
rung rund 60 Milliarden Euro in Afri
ka, vor allem in Infrastruktur, inve
stieren«, teilte Entwicklungshilfemi
nister Gerd Müller (CSU) am 11. Mai 
mit. 60 Milliarden Euro! Da gilt die 
Devise: Dabeisein ist alles. »Zusam
men mit unseren chinesischen und 
afrikanischen Partnern und der Wirt
schaft schaffen wir neue Winwin
Situationen«, frohlockte Müller. Er 
vereinbarte »engere Zusammenarbeit 
mit dem Development Research Cen
ter, einer auch entwicklungspolitisch 
tätigen Einrichtung des chinesischen 
Staatsrates«. Denn »die globalen 
Herausforderungen können wir nur 
zusammen mit China lösen«, so sein 
Ministerium.

Was für Afrika gilt, muss nicht für 
Europa stimmen. Die »Neue Seiden
straße«, das transkontinentale Infra
strukturprojekt, wird von den Chine
sen mit 900 (!) Milliarden Dollar an
gegangen. Solche abstrakten Zahlen 
sind nicht greifbar. Zum Vergleich: 
Der sogenannte EuroRettungsme
chanismus EFSF (»Europäische 
Finanzstabilisierungsfazilität«) bei
spielsweise, der auf dem Höhepunkt 
der Wirtschaftskrise 2010 aufgelegt 
wurde, hat die EuroStaaten mit Ga
rantien von bis zu 750 Milliarden Eu

ro (ca. 837 Milliarden Dollar) abge
sichert – Geld, das nie real existierte 
und von dem niemand sagen konnte, 
wo es denn im Ernstfall herkommen 
solle. Das Kapital der Chinesen aller
dings ist echt und wird wirklich inve
stiert. Es könnte sich um das größte 
Wirtschafts und Infrastrukturprojekt 
in der Geschichte der Menschheit 
handeln. Der USMarshallplan 1948 
bis 1952 käme, nach heutiger Kauf
kraft, auf rund 129 Milliarden Dollar 
– ein Siebtel der Summe.

Das Projekt soll den alten Han
delsweg zwischen Asien und Eu
ropa beleben und Alternativen zum 
Schiffstransport bieten. Mit der Bahn 
ist Deutschland von China aus in der 
Hälfte der Zeit, die ein Container
schiff benötigt, zu erreichen. Vom 
zentralchinesischen Chongqing, 
einer Riesenstadt mit über 30 Mil
lionen Einwohnern, fahren die Züge 
über den kasachischen AlatauPass 
durch Russland, Belorussland und 
Polen, um in Duisburg und Hamburg 
anzukommen. Die Volksrepublik 
konnte auch Deutschland für die In
itiative »One Belt, One Road« (»ein 
Gürtel, eine Straße«) gewinnen.

Doch die »Neue Seidenstrasse« ist 
etwas anderes als das chinesische En

gagement in Afrika, das der Westen 
kaum mehr verhindern oder ernsthaft 
torpedieren kann. Sie soll ins Herz 
Europas führen, und das Vorhaben 
steht unter der Ägide der Volksrepu
blik. Zwar messen die Chinesen auch 
dem Schiffsverkehr hohe Bedeutung 
bei (dafür soll der von ihnen gepach
tete griechische Hafen von Piräus bei
spielsweise Hauptumschlagplatz auf 
der »Neuen Seidenstraße« werden). 
Doch politisch stabiler und effizi
enter ist der Zugverkehr. Hier kann 
China, gemeinsam mit verbündeten 
Staaten wie Russland, Sicherheit 
über die gesamte Strecke garantieren. 
Den Handelspartner in Asien ohne 
Störungen erreichen zu können trieb 
auch die EU um. Mit  »TRACECA« 
sollte schon vor 25 Jahren ein ähn
liches Vorhaben unter deutschem 
Kommando umgesetzt werden. Es 
scheiterte 1993.

Der Kummer darüber scheint 
nachzuwirken: Am Sonntag vor ei
ner Woche haben sich Deutschland 
und die EU auf einem Gipfeltreffen 
in Beijing geweigert, eine Erklärung 
zu dem Projekt zu unterzeichnen. Es 
ist schließlich nicht ihres. Doch die 
enormen Summen machen das Kapi
tal kühn. Die Entscheidung ihres ide

ellen Gesamtkapitalisten, dem chine
sischen Projekt Steine in den Weg zu 
legen, wird deshalb auch kaum von 
allen Angehörigen der herrschenden 
Klasse geteilt.

In einer zunehmend protektioni
stischen Welt fällt es ausgerechnet 
der VR China zu, die Rolle des frei
en Marktes zu betonen. »Bezüglich 
Freihandel«, sagte der Vorsitzende 
des »AsienPazifikForums«, Gert 
Bruche, sprächen ihm die Chinesen 
»aus dem Herzen«. Anlass der Äu
ßerung war das am Dienstag vom 
Senat der Stadt Berlin ausgerichtete 
Forum, bei dem in diesem Jahr die 
Provinz Sichuan den Schwerpunkt 
bildete. Nicht verwaltungstechnisch, 
aber historisch und territorial gehört 
Chongqing, der Ausgangspunkt der 
»Neuen Seidenstraße«, zu Sichuan. 
Nach dem Eklat auf dem Beijinger 
Gipfeltreffen will man sich Türen of
fenhalten. Schließlich verheißt das 
Infrastrukturprojekt astronomische 
Gewinnmargen, allen politischen Be
denken zum Trotz. Auf eine Rede des 
chinesischen Botschafters, Shi Ming
de, musste das »Forum« allerdings 
verzichten. Sie entfiel, nur zwei Tage 
nach dem Affront in Beijing, kom
mentarlos.

Megastadt Chongqing: Von hier aus rollt der Güterzugverkehr nach Duisburg und Hamburg

Z
H

O
U

 Z
H

IY
O

N
G

/S
IP

A
 A

S
IA

 V
IA

 Z
U

M
A

 W
IR

E
/D

P
A

Jobabbau bei 
 Bombardier
Berlin. Der Aufsichtsrat des 
Zugherstellers Bombardier 
Transportation in Deutschland 
hat am Freitag empfohlen, zur 
nächsten Sitzung am 29. Juni 
Eckpunkte für die Neuausrich
tung des Konzerns vorzulegen. 
Aufsichtsratschef Wolfgang 
Tölsner betonte, das hänge er
heblich davon ab, wie sehr die 
Beteiligten bereit seien, Lösun
gen zum Ausschluss betriebsbe
dingter Kündigungen zu finden. 
Der kanadische Flugzeug und 
Bahnkonzern Bombardier will 
in seiner Zugsparte weltweit 
5.000 Arbeiter entlassen.
 (dpa/jW)

IG Metall für Lösung  
bei Mifa
Sangerhausen. Für den insolven
ten Fahrradbauer Mifa müsse 
eine Lösung gefunden werden, 
um dessen Zukunft zu sichern, 
sagte IGMetallGewerk
schaftssekretär Michael Perner 
der Deutschen Presseagentur 
am Sonntag. Die bayerische 
Unternehmerfamilie Puello 
ist an einem Einstieg bei Mifa 
interessiert. Derzeit wird über 
den Verkauf der neuen Produk
tionshalle am Stadtrand von 
Sangerhausen verhandelt. De
ren Eigentümer ist über eine Be
teiligungsgesellschaft Heinrich 
von Nathusius, sie gehört damit 
nicht zur Mifa. Nach Informa
tionen der Wirtschaftswoche 
(Freitag) soll nach der nächsten 
Gläubigerversammlung am 
Dienstag die Entscheidung 
fallen, ob der Fahrradhersteller 
zerschlagen wird.
 (dpa/jW)

Handelsabkommen TPP 
auch ohne USA
Hanoi. Neuseeland und Mexiko 
wollen die Umsetzung des Han
delsabkommens TPP nach dem 
Ausstieg der USA allein voran
treiben. »Wir konzentrieren uns 
darauf, wie wir mit den elf Län
dern vorankommen können«, 
sagte der neuseeländische Han
delsminister Todd McClay am 
Sonntag bei einer Konferenz in 
Vietnam. Die nächsten Schritte 
sind demnach für November 
geplant.
 (Reuters/jW)
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Böse Schlappe für die Brüsse-
ler Antidemokraten. Der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) 

hat den Weg für ein Vetorecht der na-
tionalen Parlamente gegen Handels-
abkommen der Europäischen Union 
(EU) geebnet. Am Dienstag erklär-
ten die Richter in Luxemburg, dass 
Verträge der EU mit anderen Staaten 
unter bestimmten Bedingungen nicht 
der alleinigen Zuständigkeit der EU-
Institutionen obliegen. Ihr dazu vorge-
legtes Gutachten bezieht sich auf den 
EU-Singapur-Kontrakt EUSFTA (EU-
Singapore Free Trade Agreement), soll 
aber auch für vergleichbare Vereinba-
rungen Gültigkeit haben. Damit könnte 
künftig schon das Nein der gewählten 
Volksvertreter eines einzelnen EU-
Mitgliedsstaates ein Freihandelspro-
jekt zu Fall bringen.Mit dem Entscheid muss die Kom-

mission unter Vorsitz von Jean-Claude 
Juncker die zweite juristische Schlappe 
binnen einer Woche einstecken. Am 

10. Mai kippte der EuGH deren Be-
schluss vom Jahr 2014, das Bündnis 
»Stop TTIP« nicht als Europäische 
Bürgerinitiative (EBI) anzuerkennen. 
Die Ablehnung der Kampagne, die 
mehr als 3,3 Millionen Unterschriften 
gegen den geplanten USA-EU-Deal 
TTIP sowie dessen Pendant mit Ka-
nada CETA gesammelt hat, sei rechts-
widrig gewesen, urteilten die Richter. 
Während Brüssel den organisierten 
Protest als »nicht hinnehmbare Ein-
mischung in den Gang eines laufenden 
Rechtssetzungsverfahrens« abkanzelt, 
hat das Bündnis aus EuGH-Sicht zur 
rechten Zeit eine legitime demokrati-
sche Debatte ausgelöst.Dazu dürfte auch der Entscheid von 

gestern beitragen. Die Kommission 
vertritt den Standpunkt, dass eine Mit-
wirkung des EU-Parlaments und der 
Regierungen der Mitgliedsstaaten im 
Ministerrat genügen, um internationa-
le Verträge abzuschließen. Andernfalls 
drohe eine Lähmung der europäischen 

Handelspolitik, heißt es. Hintergrund 
ist die lange Hängepartie im Zusam-
menhang mit dem CETA-Abkommen. 
Im vergangenen Herbst war dieses bei-
nahe am Widerstand der belgischen 
Region Wallonie gescheitert. Als so-
genanntes gemischtes Abkommen tritt 
CETA endgültig erst nach Ratifizie-
rung durch die nationalen Parlamente 
in Kraft. Diese Einstufung hatte die 
Kommission aber lediglich aus takti-
schen Erwägungen vorgenommen, um 
ihre Kritiker zu besänftigen.Den EU-Singapur-Pakt EUSFTA 

wollte Brüssel dagegen ohne Beteili-
gung der Nationalparlamente eintüten. 
Für den EuGH ist aber auch dieser 
ein Fall geteilter Zuständigkeiten, weil 
dessen Inhalte die Politikbereiche der 
Mitgliedsstaaten berühren. Das Ge-
richt knüpft damit an eine Bewertung 
von Generalanwältin Eleanor Sharp-
ston vom Dezember an. EUSFTA 
deckt sich in vielen Punkten mit TTIP 
und CETA und enthält die heftig kri-

tisierten Investor-Staat-Schiedsverfah-
ren (ISDS), die es Konzernen erlau-
ben, Nationalstaaten wegen entgange-
ner Profite zu verklagen. Das Ergebnis 
des Gutachterverfahrens könnte damit 
auch von Bedeutung für den möglichen 
Fortgang der TTIP-Verhandlungen so-
wie weitere angelaufene oder geplante 
Freihandelsprojekte sein.Die Verbraucherschutzorganisati-

on Foodwatch begrüßte am Dienstag 
die »wichtige Klarstellung« und sieht 
darin einen »schweren Rückschlag« 
für Brüssel. Der Entscheid käme aller-
dings »viel zu spät, denn der Vertrag 
sei längst ausgehandelt«, äußerte sich 
Foodwatch-Volkswirtin Lena Blanken 
in einer Mitteilung. »Wäre ein Allein-
gang der EU von Anfang an ausge-
schlossen gewesen, hätte es eine viel 
breitere öffentliche Debatte über das 
Abkommen gegeben. Dieser Zug ist 
abgefahren.« 
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Bedrohte Allmacht

Laschet umgarnt FDP, Günther auch Grüne

WWW.JUNGEWELT.DE

Griechenland: Streiks  gegen neue Kürzungen

Athen. Aus Protest gegen weite-
re geplante Kürzungen sind die 
Seeleute der griechischen Küsten-
schiffahrt am Dienstag in einen 
48stündigen Streik getreten. Au-
ßerdem gab es in Radio- und Fern-
sehprogrammen keine Nachrich-
ten. Die griechischen Journalisten 
legten am Dienstag für 24 Stunden 
die Arbeit nieder. Am heutigen 
Mittwoch erscheinen so auch keine 
Zeitungen.

Ebenfalls heute sowie am 
Donnerstag sind auch in anderen 
Bereichen wie im Nahverkehr und 
im öffentlichen Dienst Streiks ge-
plant. Morgen soll das griechische 
Parlament einem neuen von den 
westlichen Gläubigern diktierten 
Maßnahmenpaket zustimmen, das 
Rentenkürzungen und Steuererhö-
hungen im Umfang von insgesamt 
gut 4,9 Milliarden Euro zugunsten 
des Etats vorsieht. 

 (dpa/jW)
V-Mann und Chef von  NeonazinetzwerkMünchen. Der ehemalige Deutsch-

landchef der seit 2000 verbotenen 
Neonazigruppierung »Blood and 
Honour« war offenbar V-Mann 
des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (BdV). Das geht aus Re-
cherchen von ARD-Politmagazinen 
hervor, wie tagesschau.de am 
Dienstag berichtete. Der ehemalige 
Leiter der deutschen »Division« 
des militanten Netzwerks, Stephan 
Lange, soll laut Sicherheitsbehör-
den die Blood-and-Honour-Struk-
turen in Deutschland wesentlich 
mit aufgebaut haben. Das Netz-
werk gilt als wichtigster Unterstüt-
zer des rechtsterroristischen NSU.

André Hahn, der die Linksfrakti-
on im Parlamentarischen Kontroll-
gremium (PKG) für die Geheimdien-
ste vertritt, erklärte am Dienstag, 
sollten die Berichte zutreffen, wäre 
dies »ein ungeheuerlicher und durch 
nichts zu rechtfertigender Vorgang«. 
Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière (CDU) müsse persönlich 
vor dem PKG zu dem Fall Stellung 
nehmen, forderte Hahn. 

 (jW)
Siehe Seite 4

Politischer Gegenwind bringt EU-Kommissionspräsident 

Jean-Claude Juncker ins Wanken

V
IN

C
E

N
T

 K
E

S
S

LE
R

/R
E

U
T

E
R

S
/M

O
N

TA
G

E
 J

W

StippvisiteMacrons Besuch in Berlin zeigt: Euro-
Zug fährt Richtung Superstaat. 
Eine Revolution von oben

NSU-ProzessGutachten als letztes Mittel der Ver-
teidiger. Neuer V-Mann-Skandal 
im Umfeld der Angeklagten

AutobahnenAbstimmung über Privatisierung 
 verschoben, Gegner übergeben 
100.000 Unterschriften

HochschulforschungNeue Medikamente sind für reiche 
Industriestaaten bestimmt, ver-
nachlässigt wird der arme Süden 
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Schwerer Rückschlag  für EU-Kommission:  Europäischer Gerichtshof 
bescheinigt nationalen Parlamenten Vetorecht  

gegen Handelsabkommen.  
Von Ralf Wurzbacher

CDU-Spitze in Düsseldorf führt erstes Gespräch mit Liberalen. Sondierungen in Kiel

N achdem die CDU aus den 
Landtagswahlen in Nord-
rhein-Westfalen als stärkste 

Kraft hervorgegangen ist, strebt sie 
eine schnelle Regierungsbildung an. 
Dies dürfte ihr umso leichter fallen, 
als die SPD nach ihrem Absturz am 
Dienstag bekanntgegeben hat, sie wer-
de in die Opposition gehen. Damit 
steht eine große Koalition im bevölke-
rungsreichsten Bundesland nicht mehr 
zur Debatte. Die FDP aber ziert sich 
noch, mit den Christdemokraten unter 
Führung ihres Spitzenkandidaten Ar-
min Laschet ein Bündnis einzugehen.

Laschet betonte am Dienstag in Düs-
seldorf, er wolle zügig Sondierungsge-
spräche mit der FDP aufnehmen. Die 
CDU hatte am Sonntag 33 Prozent der 
Wählerstimmen erhalten, die FDP 12,6 
Prozent. Die beiden Parteien kämen zu-
sammen im Landtag auf eine Mehrheit 
von nur einer Stimme. FDP-Chef und 
-Spitzenkandidat Christian Lindner 
stellte am Dienstag Bedingungen und 
forderte eine »rationale Energie- und 
Industriepolitik« für das Bundesland.

In Schleswig-Holstein nimmt die 
CDU, die dort am 7. Mai ebenfalls 
knapp als stärkste Partei aus der Land-

tagswahl hervorgegangen war, Kurs auf 
eine sogenannte Jamaika-Koalition mit 
FDP und Grünen. Beide Parteien ge-
ben sich noch reserviert. Torsten Albig, 
amtierender SPD-Ministerpräsident in 
Kiel, erklärte unterdessen am Diens-
tag seinen Abschied von der politischen 
Bühne, nachdem seine Partei die Mehr-
heit an die CDU abgeben musste. Er 
kündigte an, weder einer künftigen Lan-
desregierung noch dem neuen Landtag 
angehören zu wollen. Die FDP stellte 
derweil definitiv klar, dass sie keine 
Ampelkoalition mit SPD und Grünen 
eingeht.

Wahlsieger und CDU-Spitzenkan-
didat Daniel Günther ließ mitteilen, 
für ihn habe »Jamaika absolute Priori-
tät«. Umweltminister Robert Habeck, 
der die Grünen bei den Sondierungen 
vertritt, betonte, es sei dorthin noch 
ein »unendlich weiter Weg«.Unterdessen ist die große Koalition 

im Saarland besiegelt: CDU-Landes-
vorsitzende Annegret Kramp-Karren-
bauer und SPD-Vizechefin Anke Reh-
linger unterzeichneten am Dienstag 
gut sieben Wochen nach der Landtags-
wahl den gemeinsamen Koalitionsver-
trag. Jana Frielinghaus (mit Agenturen)
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MontagenJosep Renau schuf neben zahlrei-
chen Plakaten auch bedeutende 

Wandbilder – einige davon in der 
DDR. Eine Erinnerung an den 1982 

verstorbenen katalanischen Künst-
ler anlässlich seines 110. Geburtstags. 

Von Peter Michel
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